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Berlin, 20. Juli 2021 

Briefentwurf 

St F 
a.d.D. 

An den 
Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft und 
Energie des Deutschen Bundestages  
Klaus Ernst MdB 
Platz der Republik 1  
11011 Berlin  

Betr.: 

Gemeinsame Erklärung zur Unterstützung für die 
Ukraine, die europäische Energiesicherheit und 
unsere gemeinsamen Klimaziele 

I. Stellungnahme 

Die transatlantischen Beziehungen sind durch das Thema Nord Stream 2 stark belastet. 

Es erfolgte u.a. eine dreimalige Nutzung der US-Sanktionsgesetze gegen Nord Stream 2 

zur Vornahme konkreter Listungen. Die neue Regierung unter Präsident Biden hatte 

hierzu Gesprächsbereitschaft signalisiert, um zu versuchen, das Problem auszuräumen.  

Anfang Juni befand sich eine DEU Delegation geleitet von BK-Amt AL2 (u.a. BK AL4, AA 

StSin L und BMWi) in Washington zu Gesprächen u.a. mit dem Nationalen 

Sicherheitsberater Jake Sullivan und DoS-Vertretern. Dabei wurde über mögliche 

Auswirkungen der Nord Stream 2 auf UKR und die Energiesicherheit von MOE 

gesprochen. Seitdem wurde an einer gemeinsamen Erklärung gearbeitet. Die während 

des Besuches der Bundeskanzlerin in Washington finalisiert wurde und jetzt vorliegt.  

Es ist vorgesehen die „Gemeinsame Erklärung“ durch Sie und Staatsekretär Berger (AA) 

an die Bundestagsausschüsse BT-AA, BT-EU und BT-Wi zu übermitteln.  

Anbei der mit dem AA abgestimmte Brieftext für das Begleitschreiben, im AA liegt der 

Text jetzt dem Parlamentsreferat vor.: 
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II. Brieftextentwurf 

Anrede, 

anliegend übermitteln wir Ihnen zu Ihrer Kenntnisnahme einen zwischen der 

Bundesregierung und der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika vereinbarten 

Text für eine Gemeinsame Erklärung zur Unterstützung für die Ukraine, die europäische 

Energiesicherheit und unsere gemeinsamen Klimaziele. 

Diese „Gemeinsame Erklärung“ bekräftigt einerseits das bisherige Engagement der 

Vereinigten Staaten und der Bundesrepublik für die Ukraine und die Staaten Mittel- und 

Osteuropas, zählt aber auch zusätzliche Schritte auf, die wir auch mit Blick auf Nord 

Stream 2 zu gehen bereit sind. 

Für die Ukraine setzen wir uns dafür ein, ihre Rolle als Gastransitland für die nächsten 

Jahre abzusichern. Sollte diese Rolle nach Auslaufen des bestehenden Vertrages von 

der Russischen Föderation infrage gestellt werden, wird dies nicht ohne Konsequenzen 

bleiben können. 

Neben der schon jetzt umfangreichen Unterstützung der Ukraine durch die 

Bundesregierung, die uns international zum größten bilateralen Geber macht, stärken wir 

die Rolle der Ukraine als Energieproduzent mit einem neuen „Grünen Fonds für die 

Ukraine“ zur Förderung erneuerbarer Energiequellen, auch mit dem Ziel  damit die 

Abhängigkeit der Ukraine von der Gasdurchleitung aus Russland zu verringern. 

Zudem intensiviert die Bundesregierung ihre Zusammenarbeit mit der Ukraine in der 

Cybersicherheit und unterstützt die Bemühungen der Ukraine, sich enger z.B. im 

Strombereich mit der EU zu vernetzen.  

Mit Blick auf unsere Partner in Mittel- und Osteuropa unterstreichen wir mit der 

„Gemeinsamen Erklärung“ unsere Bereitschaft, über die Dreimeeresinitiative, bei der die 

Bundesrepublik bislang Beobachterstatus hat, klimafreundliche Projekte zu fördern. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt der Erklärung ist die bilaterale Klima- und 

Energiekooperation mit den Vereinigten Staaten, die durch eine formelle Partnerschaft 

auf föderaler Ebene weiter gestärkt werden soll. Dazu möchte ich Sie auf die ebenfalls 
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anliegenden Informationen zur Klima- und Energiepartnerschaft zwischen Deutschland 

und den USA hinweisen.  

Mit der „Gemeinsamen Erklärung“ unterstreichen die Bundesregierung und die 

Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika ihren Willen, das transatlantische 

Verhältnis weiter zu auszubauen und zu verbessern. 

Wir halten im Übrigen an unserer Auffassung fest, dass Nord Stream 2 in erster Linie ein 

Projekt der Privatwirtschaft ist, das im Einklang mit deutschem und europäischem Recht 

umgesetzt wird. 
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